
nehmer doch nicht entsprechend dem ihm Möglichen 
gehandelt hat, kritisch beraten werden, um mit der 
erforderlichen gesellschaftlichen Einwirkung solche 
Fehlhandlungen immer mehr zurückzudrängen. Ähnlich 
könnte das bei anderen Verkehrsteilnehmern in den 
territorialen Verkehrssicherheitsaktiven oder in ihren 
Betriebskollektiven geschehen.

Zur Fassung des § 10 des StGB-Entwurfs
Die Auswertung der in der Untersuchung festgestellten 
verschiedenen Arten der unbewußten Pflichtverletzun­
gen zeigt, daß der Begriff „Gleichgültigkeit“ in § 10 
Abs. 2 nicht alle Formen verantwortungslosen strafwür­
digen Verhaltens erfaßt. Nach dem Wortlaut des Tat­
bestandes muß verantwortungslose Gleichgültigkeit die 
Ursache dafür sein, daß sich der Verkehrsteilnehmer 
seiner Pflicht nicht bewußt wird. Dieser Nachweis der 
verantwortungslosen Gleichgültigkeit wird in vielen 
Fällen trotz der Verantwortungslosigkeit des Verkehrs- 
teilnehmers hinsichtlich des Erkennens der Pflicht nicht 
erbracht werden können, bzw. er wäre äußerst kom­
pliziert zu erbringen und würde vielfach die tatsächliche 
Ursache des Nichtbewußtwerdens der Pflicht nicht aus- 
drücken. Nicht alle in der Praxis auftretenden Formen 
von verantwortungslosem Verhalten, in dessen Folge 
dem Handelnden seine Pflichten nicht bewußt werden, 
lassen sich mit dem Begriff „Gleichgültigkeit“ erfassen. 
Es gibt andere subjektive Gründe, wie z. B. Bequemlich­
keit. Nachlässigkeit oder Oberflächlichkeit, die mit einer 
Gleichgültigkeit hinsichtlich der Pflichten verbunden 
sind. Der Begriff „Gleichgültigkeit“ charakterisiert 
m. E. die Ursachen der Pflichtverletzung nicht treffend. 
Schließlich gibt es Fälle, in denen Gleichgültigkeit gar 
nicht nachzuweisen ist, obwohl der Verkehrsteilnehmer 
verantwortungslos gehandelt hat.
Die jetzige Fassung des Tatbestandes erfordert außer­
dem die Abgrenzung zwischen allgemeiner Gleichgültig­
keit und verantwortungsloser Gleichgültigkeit. Die 
Gleichgültigkeit ist aber nur e i n e  Variante des ver­
antwortungslosen Verhaltens allgemein. Das wichtigste 
Kriterium sollte deshalb die Verantwortungslosigkeit 
sein. Sie tritt in den vielfältigsten Formen auf, wie Ver­
geßlichkeit, Oberflächlichkeit, Gleichgültigkeit, Egois­
mus. Selbstüberschätzung. Diese verschiedenen Formen 
in das Gesetz kasuistisch aufzunehmen, ist aus verschie­
denen Gründen ungünstig. Es gäbe Abgrenzungsschwie­
rigkeiten zwischen den einzelnen schwer zu unterschei­
denden Varianten; zum anderen könnten nicht alle 
Einstellungen. Stimmungen und Charaktermängel, die 
für das verantwortungslose Verhalten ursächlich sein 
können, begrifflich exakt im Gesetz aufgeführt werden. 
Daher sollte in diesem Tatbestand ein umfassender Be­
griff verwendet werden, der alle Formen des strafwür­
digen Verhaltens bei unbewußten Pflichtverletzungen 
enthält. Dieser Weg scheint auf den ersten Blick nicht 
besser zu sein, weil man von einem konkreteren zu 
einem allgemeineren Kriterium zurückgeht und die 
Gefahr subjektivistischer Auslegungen noch größer er­
scheint. Trotzdem ist m. E. das Kriterium „verantwor­
tungslos“ zur Abgrenzung notwendig und ausreichend, 
wenn für die Grundtypen der möglichen Fälle der In­
halt der „Verantwortungslosigkeit“ bestimmt wird.
Der Begriff „Verantwortungslosigkeit“ ist auch in die­
sem Bereich der Kriminalität der Kern der inhaltlichen 
Schuldbestimmung und kann auch für die unbewußte 
Pflichtverletzung bei Verkehrsdelikten inhaltlich kon­
kretisiert werden. Die Verantwortung, die der Mensch 
als Verkehrsteilnehmer grundsätzlich trägt, wird da­
durch bestimmt, daß das Leben und die Gesundheit 
unserer Bürger höchstes Gut sind. Konkretisiert wird 
diese Verantwortung für die wichtigsten Grund­
situationen im Straßenverkehr durch die gesetzlichen

Anforderungen an den Verkehrsteilnehmer (StVO, 
StVZO, Sonderbestimmungen). Die Verantwortung, die 
der Verkehrsteilnehmer konkret trägt, muß aber für 
die von der Grundsituation abweichenden Umstände 
und Bedingungen gesondert bestimmt werden, d. h., für 
die konkrete Bestimmung der Verantwortungslosigkeit 
muß zuerst und immer die Verantwortung geklärt sein. 
Die Prüfung der „Verantwortungslosigkeit“ geht von 
den Anforderungen, die an den Verkehrsteilnehmer ge­
stellt werden, und den Umständen und Bedingungen 
ihrer Erkenn- und Erfüllbarkeit aus.
Neben dem Kriterium der Verantwortungslosigkeit als 
Ursache für das Nichtbewußtwerden bzw. für unbewuß­
tes Nichterfüllen der Pflicht zur Abgrenzung des Krimi­
nellen vom Nichtkriminellen kann die Schuld an den 
Folgen der Handlung nicht außer Betracht bleiben. In 
die Prüfung der Verantwortungslosigkeit hinsichtlich 
des Nichtbewußtwerdens der Pflichten werden alle 
wesentlichen Momente und Umstände der Handlung und 
der Täterpersönlichkeit, die den kriminellen Gehalt der 
Tat bestimmen, einbezogen. Auch die Anhaltspunkte 
aus dem Unfallgeschehen, die auf die Schuld des Täters 
an den Folgen schließen lassen, bestimmen mit, ob das 
Nichtbewußtwerden der Pflichten auf die Verantwor­
tungslosigkeit des Verkehrsteilnehmers zurückzuführen 
ist. Auch in dieser Hinsicht ist das Kriterium der Ver­
antwortungslosigkeit geeignet, das Kriminelle zu er­
fassen.
Schließlich muß das Gesetz auch die Fälle erfassen, in 
denen sich der Verkehrsteilnehmer zwar seine Pflich­
ten bewußt gemacht hat, aber bei deren Erfüllung ver­
antwortungslos handelt. Deshalb sollte § 10 Abs. 2 fol­
gende Formulierung enthalten: „... weil er sich aus 
Verantwortungslosigkeit seine Pflichten nicht bewußt 
gemacht bzw. die ihm bewußte Pflicht unbewußt nicht 
erfüllt hat...“
Ein weiteres Problem ergibt sich aus dem Verhältnis 
zwischen der allgemeinen Bestimmung der Schuld (§ 4 
Abs. 1) und der Fahrlässigkeit bei unbewußten Pflicht­
verletzungen (§ 10 Abs. 2)'1.
Bei den verschiedenen Arten der unbewußten Pflicht­
verletzungen setzt das pflichtwidrige Tun oder Unter­
lassen im Straßenverkehr zum größten Teil gar keine 
Entscheidung voraus, da es unbewußt geschieht. In den 
übrigen Fällen liegt zwar eine Entscheidung des Ver­
kehrsteilnehmers zu einer Handlung, nicht aber zu der 
Pflichtverletzung vor, da ihm der pflichtwidrige Cha­
rakter der Handlung ebenfalls nicht bewußt wird. Die 
allgemeine Definition der Schuld (§ 4 Abs. 1) trifft also 
auf diese Fälle nicht zu, obwohl sie von § 10 Abs. 2 als 
schuldhaft begrifflich mit erfaßt sind.
Die im § 10 Abs. 2 genannten Kriterien berühren m. E. 
zu Recht das Problem der Entscheidung zur Tat nicht. 
§ 10 Abs. 2 sollte in dieser Hinsicht auch nicht verändert 
werden. Die Fahrlässigkeit bei unbewußter Pflichtver­
letzung müßte aber aus der allgemeinen Schulddefini­
tion herausgenommen werden.
'* Mit dieser Problematik haben sieh bereits Lekschas (NJ 1967 
S. 141 ff.) und Friebel (NJ 1967 S. 340) auseinandergesetzt.

Absolvententreffen in Jena
In der Zeit vom 22. bis 24. November 1967 findet aus Anlaß des 
50. Jahrestages der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution der 
4. Jenaer Juristentag (Absolvententreffen) der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät der Friedrich-Schiller-Universität Jena statt, zu dem alle ehe­
maligen Studentinnen und Studenten der Fakultät - mit ihren Ehe­
gatten - herzlich eingeladen sind.
Teilnahmemeldungen bitten wir an das Dekanat der Rechtswissen­
schaftlichen Fakultät in Jena (Universitäts-Hauptgebäude Schloßgasse) 
zu richten.

Frof. Dr. habil. Martin Posch, Dekan


